Demokratische "Zivilcourage"

B. Ullrich

Am 27. September fand in Waren, einem Ort an der Mecklenburgischen Seenplatte, ein denkwürdiger Prozeß in Sachen Zivilcourage statt. Drei Männer standen vor Gericht, weil sie, wie von den demokratischen Konsenskräften immer gefordert, den „Kampf gegen Rechts“ ernst nahmen und mutig (drei gegen einen) eingriffen, um das „Verbreiten rechtsextremen Gedankengutes“ zu unterbinden. Es ging um eine Strafanzeige des damaligen NPD-Direktkandidaten und heutigen Landtagsabgeordneten Raimund Borrmann wegen Beleidigung, Sachbeschädigung und Nötigung. Die 3 Männer hatten Borrmann am 15. September 2006 bedroht, als er nahe einer Schule in Waren Wahlmaterial der NPD, Direktkandidaten-Flugblatt, NPD-Bonbons und Schulhof-CDs verteilen wollte. Nach verbalen Vorgeplänkeln, Beleidigungen und Drohgebärden hier die restliche Schilderung des Vorgangs von der Weltnetzseite der NPD-Landtagsfraktion MV:

„Der große Blonde greift rasch zu. Er hat es auf den Karton mit Wahlmaterial abgesehen und entreißt dem Kameraden die Kiste mit Gewalt. Der Pappkarton zerreißt, ein Großteil des Materials fällt zu Boden, Gegenwehr wäre sinnlos: inzwischen sind auch der Glatzköpfige und der Wuschlige am Ort des Geschehens eingetroffen. Gemeinsam trampeln sie auf dem Wahlmaterial herum, zerbrechen die CD’s, zerreißen das Aktionsprogramm. "So wird der Nazi-Schrott entsorgt!" jubeln sie. Ein Orientale, der gegenüber der Schule Döner verkauft, kommt aus seinem Laden. – "Und Du machst auch nichts!", herrscht ihn der Blonde an. "Du siehst doch, daß der hier Wahlpropaganda der Rechten verbreiten wird. Dagegen mußt Du vorgehen – oder willst Du ausgewiesen werden." – Der Döner-Mann holt eine Mülltonne und hilft kräftig mit, das geraubte Wahlmaterial der NPD zu zerstören und die zerfetzten Stücke in seine blaue Mülltonne zu packen. Nachdem alles Material vom Fußgängerweg entfernt ist, geht der Blonde auf Kamerad Borrmann zu. "Und nun zu Dir, Du Naziverbrecher. Ihr habt doch vor 60 Jahre schon genug Scheiße angerichtet." – "Ich habe gar nichts getan!" – "Und in die Schule bist Du sicher auch nicht gegangen, Du brauner Dummkopf!" brüllt der Blonde den Hochschulabsolventen an. "Und jetzt wollt ihr dieses Land kaputtmachen..." – "Dieses Land ist schon kaputt. Bankrott durch die etablierte Politik!" wagt Borrmann zu erwidern. – "Hast Du nichts anderes zu tun? Arbeitslos, Du Assi?" – "Nein ich bin selbständig" – "Na wenigstens arbeiten kannst Du. Und jetzt verschwinde! Du weißt, was passiert, wenn wir Dich sehen ..." – Dann leert sich der Platz. Die vier Täter, die drei Bauarbeiter vom Schulhof und der Döner-Mann, verlassen den Ort des Geschehens. Zurück bleibt Raimund Borrmann. Von Polizei keine Spur. Als diese auch 30 Minuten nach dem Notruf noch nicht eintrifft, verläßt der Kamerad den Tatort. Strafanzeige hat er inzwischen erstattet.“

Das Amtsgericht Waren wertete das Verhalten der Männer als Beleidigung, Sachbeschädigung und Nötigung. Es erließ Strafbefehle in Höhe von insgesamt 6.000 Euro, wogegen von den Angeklagten Einspruch erhoben wurde.

Die TAZ versteht gar nicht, daß die 3 Demokraten nun für ihre Zerstörungswut gegen „Nazi-Schrott“ bestraft werden sollen. Sie kommentiert den Prozeß vom 27.09.2007 tatsächlich wie folgt: Schrift
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“NPD Schulhof-Propaganda - Strafe für Zivilcourage gegen rechts. Sie sahen einen Rechtsextremen am Schulzaun NPD-Propaganda verteilen und schritten ein. Dafür sollen drei Mecklenburger Geldstrafen zahlen.”

Diese Formulierung soll wohl die im Kampf gegen Rechts geeinte Leserschaft empören.

Der SPIEGEL scheint die selbe Leserschaft zu bedienen, wenn er formuliert:

ZIVILCOURAGE ODER GEWALT

Männer stoppen NPD-Werbeaktion vor Schule - Geldbußen

Sie wollten dem rechtsextremen Treiben nicht tatenlos zusehen, nun müssen sie dafür zahlen: Ein Gericht hat drei Männer zu Geldbußen verurteilt, weil sie sich einen NPD-Politiker vorknöpften, der vor einer Schule Propagandamaterial verteilte.

Nein, zimperlich waren die drei Männer wohl nicht. "Ich kann mich nicht genau erinnern", sagte der 24-jährige Karsten K. vor Gericht. "Aber 'Schatz' und 'Liebling' habe ich den sicher nicht genannt."...

Schlußendlich wurde das Verfahren gegen Zahlung einer Geldbuße von 2.600 € eingestellt. Zur Entscheidung des Gerichts erklärte der Geschädigte, der nun seinen Schaden von über 200 € zivilrechtlich einklagen muß: 

"Die heutige Entscheidung des Gerichts ist für mich schwer nachvollziehbar. Allein die Tatsache, daß einer der Angeklagten schon neun Mal vorbestraft war und heute nicht verurteilt wurde, zeigt deutlich, wie die Justiz die Gewalt gegen die NPD bewertet." Beschämend und sogleich offenbarend sei es, wenn der Fraktionsvorsitzende der SPD-Fraktion im Landtag, Volker Schlotmann, sofort nach der Urteilsverkündung mit der Spendensammlung für die Täter begann. Spätestens jetzt werde deutlich, was Schlotmann meinte, als er die NPD-Fraktion im Landtag während der letzten Sitzung als Feind bezeichnete. 

Die Angeklagten haben sicherlich kein Problem damit, die symbolischen Geldstrafen aufzubringen, wurde doch gleich nach der Verhandlung bereits demokratenseitig dafür gesammelt.
So bringt der von den Demokraten propagierte und staatlich-steuergeldlich finanzierte „Kampf gegen Rechts“ gewalttätige Früchte hervor. Von den Medien aufgehetzte Anständige, die ihr Geschichtswissen anscheinend aus den Dokumödien eines Prof. Knopp beziehen, kämpfen gewaltsam für die Informationshoheit der Systemparteien und gegen jegliche abweichende politische Anschauung. Man stelle sich einmal vor, Mitglieder und Anhänger nationaler Parteien würden im „Kampf gegen links“ ebenso „energisch“ gegen ihnen nicht genehmes Propagandamaterial vorgehen – ein Platz in der Statistik „rechtsextremer Gewalttaten“ wäre ihnen, abgesehen von einer harten Bestrafung, gewiß.

Pogromzeit

In Sachsen, wo die NPD ebenfalls durch Wählerentscheid im Landtag vertreten ist, hat ein halb deutschstämmiger Hotelier sein Dresdner Holiday Inn medienwirksam vor einem Übernachtungsmißbrauch durch 2 „Neo-Nazis“ verteidigt. In einem „offenen Brief“ 

teilte er Holger Apfel und dessen NPD-Landtagskameraden Alexander Delle mit, dass sie "in unserem Hause nicht willkommen sind". Er sei erstaunt, dass Apfel ausgerechnet ein amerikanisches Hotelunternehmen mit ausländisch klingendem Namen bevorzuge und fügte hinzu: "Ich kann es auch meinen Mitarbeitern nicht zumuten, Sie zu begrüßen und zu bedienen und habe gebeten, die Buchung zu stornieren." Unternehmen sollten eine gewisse Ethik haben, sagte Lohmeyer der "Freien Presse"
. Deswegen seien Sekten bei ihm ebenso unerwünscht wie Politiker - gleich, ob vom rechts- oder linksextremistischen Rand. "Ich weiß, dass nicht alle meine Kollegen meine Haltung in dieser Konsequenz tragen", räumte der Hotelchef ein. Für ihn aber gelte, dass man sich genau überlegen solle, mit wem man Geschäfte macht. 

Konsequenterweise müßte dann auch eine Linksextremistin wie die Bundestagsabgeordnete der Linken, Petra Pau, zu den unerwünschten Personen gehören. Und wie steht der dunkelhäutige Halbägypter zu Mitgliedern der orthodoxen Sekte Chabad Lubawitsch? Wo beginnt eigentlich das staatlich verordnete und EU-weit gesetzlich verankerte Verbot der weltanschaulich-religiösen „Diskriminierung“? 

Mit seiner zivilcouragierten weltanschaulichen Diskriminierung qualifizierte sich der Hotelier für den „Ehrenpreis der deutsch-israelischen Gesellschaft Aachen“ (gesponsert von Marmeladen-Zentis): 

Der Vorsitzende der deutsch-israelischen Gesellschaft Aachen, Axel Holst, nennt Lohmeyers Initiative "beispielhaft". "Wir wollen Johannes Lohmeyer den Ehrenpreis für sein couragiertes und mutiges Auftreten und Eintreten verleihen", sagte Holst dem "Tagesspiegel". Lohmeyer habe ein Zeichen gesetzt. Der Preis wird seit 2005 vergeben, bisherige Preisträger waren Iris Berben und Hans Koschnick.

Und weil diese weltanschauliche Gästeselektion in gewissen Kreisen so gut ankam, ließen die ersten Nachahmer nicht lange auf sich warten.

Hoteliers und Gastwirte in Brandenburg wollen sich gegen den Rechtsextremismus stark machen. Künftig solle Funktionären der rechtsextremen NPD der Zutritt verweigert werden, sagte der Präsident des Hotel- und Gaststättenverbandes (Hoga) Brandenburg, Thomas Badstübner, der Zeitung «Märkische Allgemeine» (Freitagausgabe 2.11.07). Die Hotelbetreiber wollten einem Beispiel aus Dresden folgen.  

Ddp. 2.11.07: Dem Hoga gehören rund 1300 Hotels, Gaststätten und Herbergen an. Neben einer intensiven Aufklärung soll es spezielle Schulungsprogramme für einen sicheren Umgang mit Rechtsextremisten geben. Hilfe erhofft sich der Verband vom Innenministerium. In zwei Wochen ist ein erstes Treffen mit dem Verfassungsschutz vorgesehen.
Als Begründung wird unter anderem angeführt, „Rechtsextremisten seien eine Gefahr für den Tourismus“. Mit anderen Worten, Einheimische, die ihre Heimat lieben und ihr eigenes Volk für schützens- und erhaltenswert ansehen, die deshalb gegen Kuntibunti und Abschaffung der Nationalstaaten sind, werden von sog. Massengeschäften des Hotel- und Gaststättengewerbes in weltanschaulicher Diskriminierung ausgeschlossen, weil sie angeblich mit dieser ihrer bodenständigen Weltanschauung die Geschäfte der Touristikbranche gefährden. So weit sind wir schon! 

Lohmeyer tönte „Die NPD verbreitet sich im Reiseland Sachsen krakenhaft“. Falsch, Herr Lohmeyer, Sachsen ist in erster Linie Heimatland für Millionen, auch wenn das für Kulturzwitter nur schwer nachvollziehbar ist! Und ein Teil der Wahlberechtigten in diesem ihrem Heimatland, wo selbst Sie anscheinend zu Hause sind, hat die NPD-Funktionäre, gegen die Sie Front machen, in den Landtag gewählt, und zwar nach demokratischen Spielregeln, ob Ihnen und Ihren Gesinnungsgenossen das paßt oder nicht!

Es liegt wohl in der Luft...

Auch die Banken sind nun im „Kampf gegen braune Konten“ zivilcouragiert vereint. Nach einem Bericht des gebührenfinanzierten Staatssenders ARD im „Report Mainz“, in dem die Sprecherin des Bundesverbands der Volksbanken-Raiffeisenbanken von sich gab „Jedes Konto mit einem rechtsradikalen Hintergrund ist ein Konto zu viel“ kündigte die Postbank der NPD sämtliche bestehenden Konten. Auch die genossenschaftlichen Banken wollen nachziehen oder haben dies bereits getan.

Ja, so kann man ein Verbotsverfahren einer nicht genehmen Partei auch indirekt durchführen. Schmäh- und Haßreden in allen Medien, Drangsalierung aller Wirtsleute, die Räumlichkeiten für Veranstaltungen oder die gesetzlich vorgeschriebenen Parteitage zur Verfügung stellen wollen, Herunterreißen von Wahlplakaten und Überfälle auf Wahlhelfer, Verweigerung von Hotelzimmern, Kündigung gesetzlich vorgeschriebener Konten, Ausschließung von Parteimitgliedern aus Vereinen ...

Wie wird das mal enden? Sollte das Bargeld wie geplant zugunsten von Kreditkarten abgeschafft werden, so kann man Personen, deren „Gesinnung“ dem Regime und regimetreuen Einrichtungen nicht paßt, ganz einfach verhungern lassen! Wenn Lebensmittel, Hilfs- und Dienstleistungen durch Kreditkarten personalisiert werden, so schwebt über jedem, der dem Regime kritisch gegenübersteht, die dauernde Gefahr, aus dem Bezug überlebenswichtiger Güter ausgegrenzt zu werden. Als applauswürdige Begründung könnte dann z. B. angeführt werden: „So habt ihr das ja im Dritten Reich mit den Juden auch gemacht, seid’s froh, daß ihr noch frei herumlaufen dürft!“ 

� Diese sogenannte Freie Presse zeigt schon in der Überschrift, wie „frei“ sie ist – zumindest frei von weltanschaulicher Toleranz: „Rote Karte für braune Gäste“ lautete die Überschrift am 10.11.07. 





